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«Ein unzumutbares Dilemma»
Die Fraktionen SVP undEDU/Aufrecht erklären, dass es ihnen fast unmöglich ist, einen Vorstossmit gegenderter Sprache zu unterstützen.

Sabrina Bächi

Der Stern ist ihnen ein Dorn im
Auge. Die beiden Präsidenten
der Fraktionen SVP und EDU/
Aufrecht, Hermann Lei und
MarcelWittwer, haben deshalb
eine Fraktionserklärung ver-
schickt.Der Inhalt hat es in sich.
Unter anderem schreiben die
Verfasser voneinem«unzumut-
baren Dilemma», das mit ge-
genderter Sprache inVorstössen
aufdieMitglieder ihrerFraktio-
nen zukomme. Denn: Die bei-
denFraktionen lehnendieGen-
dersprache ausdrücklich ab,
heisst es in derMitteilung.

Marcel Wittwer, Fraktions-
präsident der EDU/Aufrecht,
stellt klar, dassmandamit nicht
die geschlechterneutrale Spra-
che meine, wie etwa die Be-
zeichnung Bürgerinnen und
Bürger. «Uns geht es vor allem
um die Sonderzeichen», sagt
Wittwer. DieNutzung desGen-
dersterns (Asterisk), des Dop-

pelpunkts oder eines Binnen-I
halten sie für einenMissbrauch
für politische Zwecke.

Dochwas ist jetzt genau das
Problem für die beidenFraktio-
nen? In der Mitteilung erklären
sie es so: Wenn in einem Vor-
stoss, etwa einer Interpellation,
der Genderstern verwendet
wird, sowürdeeineUnterschrift
nicht nur signalisieren, dass
man den Inhalt dieses Vorstos-
ses unterstützt, sondern auch,
dass die Verwendung der Gen-
dersprache legitimsei.«Unddas
wollenwir nicht.Wirwollendie
Gendersprache weder unter-
stützennoch legitimieren», sagt
Wittwer. Die Wählerinnen und
Wähler sollen nicht denken,
dass sie die Gendersprache gut
fänden.

KeineUnterschrift trotz
Zustimmung
Auch wenn das Anliegen des
Vorstosses sinnvoll seinmag, so
würden sich die Mitglieder der

beiden Fraktionen deshalb vor-
behalten, nicht zu unterzeich-
nen. «Ich würde nicht so weit
gehen, etwas inhaltlichwirklich
Sinnvolles oder sehr Wichtiges
gar nicht zu unterstützen, nur
weil es sprachlich nicht so da-
herkommt, wie wir es wollen»,
wägtMarcelWittwerab.Aber er
kritisiere, dass sie sich über-
haupt entscheiden müssten, ob
sienunden Inhalt oderdieSpra-
che stärker gewichten.

Eine fehlerhafte Recht-
schreibung ineinemVorstoss sei
indes nicht dasselbe, erklärt
Wittwer weiter. Denn auch da
sei es formalnicht ganzkorrekt,
aber es sei eben nicht ideolo-
gisch.

«Füruns ist es ganzklar:Die
Gendersprache wird für politi-
sche Ansichten missbraucht.»
Man versuche mit diesem
schleichenden Prozess zu ze-
mentieren, dass es mehr Ge-
schlechter gebe als die beiden
biologischen von Mann und

Frau. «Wehret den Anfängen»,
meint Wittwer, deshalb wolle
man nicht, dass die Sonderzei-
chen normalisiert würden.

FürdieSP
völligerSchwachsinn
Da die Fraktionserklärung erst
am Wochenende verschickt
wurde, habendie anderenFrak-
tionenwohl noch nicht darüber
befunden. Die Meinungen sind
aber teilweise schon gemacht.
Felix Meier (SP, Romanshorn),
der im Auftrag von Fraktions-
präsidentin Barbara Dätwyler
antwortet, kann dem Ansinnen
gar nichts abgewinnen. «Die
Gendersprache tut doch nie-
mandemweh», sagtMeier.

Er findet, dass die beiden
Fraktionen ein Problem ma-
chen, wo keines sei. «Die Spra-
che ist etwas Lebendiges, das
sich entwickelt, aber bestimmt
nicht etwas, das vom Grossen
Ratdefiniertwerdenmüsse.Das
ist völliger Schwachsinn.»

ZudemhältMeierdieFormulie-
rung in der Erklärung, dass die
VerwendungderGendersprache
inVorstösseneinunzumutbares
Dilemma sei, für Erpressung.
«Das ist schlechter Stil», sagt
Meier. Zusammenfassend hält
er fest:MankönnederMeinung
sein, dass man die Sonderzei-
cheneinerGendersprachenicht
verwenden möchte. «Das ist
dochkeinProblem.Aber sichals
Sprachpolizei aufzuführen, das
finde ich daneben.»

DieMitte/EVPwünscht sich
einengemeinsamenWeg
Kilian Imhof, Fraktionspräsi-
dent der Mitte/EVP, zeigt sich
etwas diplomatischer. «Ich fin-
deesdurchausberechtigt,wenn
wir einmal über dieses Thema
diskutieren», sagt er. Aber der
Kantonhabedurchauswichtige-
re Probleme, die einen als Kan-
tonsrätin oder Kantonsrat be-
schäftigen sollten. Stichwort
Staatsfinanzen.

Doch auch Fraktionspräsident
Kilian Imhof hält das «unzu-
mutbare Dilemma» für über-
trieben. Er wolle sich nicht vor-
schreiben lassen, dass man auf
die Gendersprache verzichten
müsse. Eine gewisse Freiheit
sollemansichbewahren. In sei-
nerFraktionnutzemandieGen-
dersprachewenig.Hingegen ist
ihm in der Debatte auch schon
das andere Extrem aufgefallen.
Nämlich, dass Rednerinnen
oder Redner sachliche Wörter
gendern. Doch alles in allem
macht er die Nutzung der Gen-
dersprache nicht als grösstes
Problem imThurgau aus.

«Wir werden das in der
Fraktion Mitte/EVP noch be-
sprechen, und ich kannmir vor-
stellen, dass wir es auch in der
Fraktionspräsidentenkonferenz
ansprechen. Typisch für den
Thurgau würde ich die Lösung
eines gemeinsamen Weges be-
vorzugen», sagtFraktionspräsi-
dent Kilian Imhof.

Steuer-Stau: Ex-Finanzchefs wehren sich
Drei Altregierungsräteweisen jedeMitschuld amVeranlagungsrückstand von sich –GLP holt zumfinanzpolitischenRundumschlag aus.

StefanMarolf

Fast 30 zusätzliche Stellen für
die Thurgauer Steuerverwal-
tung: Darüber muss der Grosse
Rat am Mittwoch entscheiden.
DerNachtragskreditwürdeden
Kanton anderthalb Millionen
Franken kosten – er kommt zu
einem denkbar ungünstigen
Zeitpunkt. Erst am Freitag ver-
kündete Finanzdirektor Urs
Martin, dass das Defizit für das
laufende Jahrwohl45Millionen
grösser ausfallen wird als bud-
getiert.

Wer ist schuld daran? Diese
Frage diskutierte vor einerWo-
che auch die Geschäftsprü-
fungs- und Finanzkommission
(GFK) des Grossen Rates. Zu-
mindestdenVeranlagungsrück-
stand bei der Steuerverwaltung
verantworteUrsMartinnicht al-
lein, ist demGFK-Bericht zuent-
nehmen.Darin steht:«Eswurde
mehrmals das späte Handeln
kritisiert, dadasProblemschon
seit 2006 bestehe.»

DreiAltregierungsräte
reagieren
DiesePassagewiederumprovo-
zierte offenbarUrsMartinsVor-
gänger zu einerReaktion. Jakob
Stark (SVP), Bernhard Koch
(Mitte) und Roland Eberle
(SVP), alle zwischen 2000 und
2020 Finanzdirektoren im
Thurgauer Regierungsrat,
wandten sich per Mail an die
GFKundandiePräsidentinnen
undPräsidentenallerGrossrats-
fraktionen.

Während ihrer Amtszeiten
habesichderVeranlagungsrück-
stand immer innerhalb des an-
visierten Zielkorridors bewegt,
schreibenStark,KochundEber-
le.DieProblemebei der Steuer-
verwaltunghättenerst 2021 an-
gefangen und nicht früher, wie
jetzt suggeriertwerde.Nachdem
damals drei zusätzliche Stellen
für die Steuerverwaltung abge-

lehnt worden seien, habe die
Stimmung umgeschlagen und
dieFluktuationsrate sei sprung-
haft angestiegen.

Das Mail der drei Altregie-
rungsrätewarwohlnicht fürdie

Öffentlichkeit bestimmt. Dass
es trotzdem publik wurde, liegt
an der GLP Thurgau. Sie veröf-
fentlicht am Montag eine Me-
dienmitteilung, unterzeichnet
vonParteipräsidentStefanLeut-

hold und Fraktionspräsident
Reto Ammann.

«Dass wir jetzt, drei Jahre
später, über 28,8 statt drei zu-
sätzliche Stellen für die Steuer-
verwaltung diskutieren, erhält

eine spezielle Note», steht
darin, und: «Es ist bemerkens-
wert, dass ehemalige Finanzdi-
rektoren dem Kommissionsbe-
richt widersprechen.»

Insgesamt ist derfinanzpoli-
tische Rundumschlag der GLP
stolze vier Seiten lang. Die wei-
teren Inhalte: Der Kanton habe
kein Einnahmen-, sondern ein
Ausgabenproblem, er solle sich
auf seine wichtigsten Aufgaben
beschränkenund sparen –unter
anderembeimPersonal.

DerFinanzdirektor
schweigt
Urs Martin äussert sich auf An-
fragenicht:weder zurGLP-Mit-

teilung noch zum Mail seiner
Vorgänger –obwohl sie jedeMit-
schuld am Veranlagungsrück-
stand bei der Steuerverwaltung
von sich weisen undMartin da-
mit indirekt zumalleinigenVer-
antwortlichenmachen.

Ihmsei überhauptnicht auf-
gefallen, dass ausdemGFK-Be-
richt Vorwürfe an Stark, Koch
und Eberle herauszulesen sein
könnten, sagtderweil SVP-Frak-
tionspräsident Hermann Lei.
«Es stimmt, dass die Steuerver-
waltung schon 2006 im Rück-
standwar.Das ist abernoch lan-
ge keine Schuldzuweisung.»
Umso überraschter war Lei, als
sich Urs Martins Vorgänger per
Mail gemeldethaben:«EineRe-
aktion der Altregierungsräte
aufgrund des Berichts und des
Verhaltens der GFK fand ich
nicht nötig.»

Zusätzlichbrisant:Mit Stark
und Eberle sind zwei der drei
ehemaligen Finanzdirektoren
Parteikollegen von Urs Martin.
Vermittlungsversuche innerhalb
der Partei habe es nicht gege-
ben, sagt Hermann Lei. «Es in-
teressiert mich nicht, wer für
denVeranlagungsrückstandver-
antwortlich ist. Jedenfalls hat
UrsMartindasProblemerkannt
und probiert es zu lösen.»

Alles in allemmache der Fi-
nanzdirektor «einen sehr guten
Job», sagt Lei. «Wir erwarten
aber, dass er noch stärker pro-
biert, die Ausgaben im Griff zu
behalten.» Die Stellen-Aufsto-
ckungbei der Steuerverwaltung
hat vor diesem Hintergrund
einen schweren Stand bei der
SVP. Die Fraktion habe den
Nachtragskredit schonzweimal
vorbesprochen, abernochkeine
Entscheidung gefällt, sagt Lei.
«Wir haben keine Freude, aber
wir werden wahrscheinlich zu-
stimmen – mit der Bedingung,
dass Stellen wieder abgebaut
werden, sobald der Stau beho-
ben ist.»

Urs Martin, Thurgauer Finanzdirektor.
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Jakob Stark, Ständerat und ehemaliger Thurgauer Finanzdirektor.
Bild: Andrea Tina Stalder

SP fordert «Ende der ständigen Steuergeschenke»

Auf die ernüchternde Halbjah-
resbilanz des Kantons hat am
vergangenen Freitag auchdie SP
Thurgau mit einer Mitteilung re-
agiert. Die Bilanz zeige ein ver-
heerendes Bild, heisst es darin,
und: «Trotz der aktuellen kriti-

schen Lage planen die bürger-
lichen Parteien die Streichung
der Liegenschaftsteuer. Diese
unverantwortliche Politik trifft
nun die gesamte Bevölkerung.»
Die «wahllosen Steuererleichte-
rungen»müssten gestoppt wer-

den, fordert die SP, und schreibt:
«Statt die Einnahmenbasis wei-
ter auszudünnen, ist es an der
Zeit, endlich verantwortungsvoll
zu handeln – bevor die Thur-
gauerinnen und Thurgauer noch
stärker belastet werden.» (ste)


